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Schriftliche Anfrage von Marcel Tobler (SP)
und Sofia Karakostas (SP)

und JS. Mitunterzeichnenden

Die Stadt Zürich als Zentrum des grössten wirtschaftlichen Ballungsraums sowie
bedeutendster Forschungs- und Innovationsstandort der Schweiz ist international stark
vernetzt. Diverse Branchen von Finanzplatz, Industrie und Dienstleistungen, Hochschulen und
Forschung profitieren wesentlich vom EU-Binnenmarkt und von stabilen Beziehungen der
Schweiz zur Europäischen Union. Ein Abseitsstehen der Schweiz, die Erosion der bilateralen
Verträge oder die Verschlechterung der Beziehung zur EU hat unmittelbare negative Folgen in
der Stadt Zürich.

Der Entscheid des Bundesrates, die Verhandlungen mit der EU über ein Institutionelles
Rahmenabkommen zu beenden, lässt mittelfristig negative Auswirkungen befürchten, was den
Forschungs- und Innovationsstandort Zürich nachhaltig schädigen wird, mit nicht abschätzbaren
Folgen auch für die Wirtschaft. Unmittelbare Nachteile sind bereits bei der Beteiligung der
Wissenschaft und Unternehmen am europäischen Forschungsrahmenprogramm eingetreten.

In diesem Zusammenhang bitten wir den Stadtrat um die Beantwortung der folgenden Fragen:
1 . Welche Bedeutung misst der Stadtrat den bilateralen Verträgen Schweiz - EU bei?

Welche in der Stadt angesiedelten Branchen profitieren besonders von der europäischen
Integration der Schweiz und den bilateralen Verträgen?

2. Welche Auswirkungen erwartet der Stadtrat vom Scheitern des Institutionellen Abkommens
für Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft der Stadt Zürich?

3. Wie und in welchen Gremien hat sich der Stadtrat für die Schaffung eines stabilen,
tragfähigen und zukunftsorientierten Rahmens für die Beziehungen Schweiz-EU
eingesetzt bzw. gedenkt dies in Zukunft zu tun?

4. Inwiefern wurde der Stadtrat vor dem strategischen Entscheid des Bundesrates über den
Verhandlungsabbruch konsultiert? Welche Position hat der Stadtrat in der Konsultation
vertreten?

5. Wie hat der Stadtrat auf den Verhandlungsabbruch reagiert? Hat er seine Haltung beim
Zürcher Regierungsrat, beim Bundesrat oder in anderen Gremien vorgebracht?

6. Ist der Stadtrat bereit, sich für eine stärkere Integration der Schweiz in Europa
einzusetzen?

7. Wie und wo wird sich der Stadtrat mit anderen Städten und Gemeinwesen koordinieren und
dafür sorgen, dass seine europapolitischen Interessen vertreten sind? Welche anderen
Gruppierungen sind hierfür relevant?

8. Nimmt der Stadtrat einen europapolitischen Dialog mit der Wirtschaft und der Wissenschaft
wahr? Wenn ja inwiefern? Wenn nein, ist der Stadtrat bereit, einen solchenaufzunehmen?
Sieht der Stadtrat Vorteile in einem Beitritt der Schweiz zur EU bzw. zum EWR und
wenn ja, welche?




